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Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis
und die Erteilung von Wahlscheinen für die Bundestagswahl am  
26. September 2021

1. Das Wählerverzeichnis zur
Bundestagswahl für die
Stadt Bamberg wird in
der Zeit von Montag, 06.
September, bis Freitag, 10.
September 2021 (20. bis
16. Tag vor der Wahl)

während der allgemeinen 
Öffnungszeiten

Montag – Donnerstag: 
08:00 Uhr – 18:00 Uhr 
Freitag: 08:00 Uhr – 14:00 
Uhr

in der 

Wahlamtsgeschäftsstelle 
Rathaus am Maximilians-
platz, Zimmer 8b, Erdge-
schoss, Maximiliansplatz 3 
96047 Bamberg

für Wahlberechtigte zur 
Einsichtnahme bereitgehal-
ten. 

Wahlberechtigte können 
die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu ihrer Per-
son im Wähler-verzeichnis 
eingetragenen Daten über-
prüfen. Sofern eine wahl-
berechtigte Person die Rich-
tigkeit oder Vollständigkeit 
der Daten von anderen im 
Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprü-
fen will, hat er Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus 
denen sich eine Unrichtig-
keit oder Unvollständigkeit 
des Wählerverzeichnisses 
ergeben kann. Das Recht 
auf Überprüfung besteht 
nicht hinsichtlich der Daten 
von Wahlberechtigten, für 
die im Melderegister ein 
Sperrvermerk gemäß   § 51 
Absatz 1 des Bundesmelde-
gesetzes eingetragen ist.

Das Wählerverzeichnis 
wird im automatisierten 
Verfahren geführt. Die Ein-
sichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich.

Wählen kann nur, wer in 

das Wählerverzeichnis 
eingetragen ist oder einen 
Wahlschein hat.

2. Wer das Wählerverzeichnis
für unrichtig oder unvoll-
ständig hält, kann in der
Zeit vom 20. Tag bis zum
16. Tag vor der Wahl, spä-
testens am 10. September
2021 bis 18:00 Uhr bei der
Wahlamtsgeschäftsstelle
der Stadt Bamberg, Rat-
haus am Maximiliansplatz,
Zimmer 8b, Erdgeschoss,
Maximiliansplatz 3 in
96047 Bamberg Einspruch
einlegen. Der Einspruch
kann schriftlich oder durch
Erklärung zur Niederschrift
eingelegt werden.

3. Wahlberechtigte, die in das
Wählerverzeichnis einge-
tragen sind, erhalten spä-
testens am  05. September
2021 eine Wahlbenach-
richtigung.
Wer keine Wahlbenachrich-
tigung erhalten hat, aber
glaubt, wahlberechtigt zu
sein, muss Einspruch gegen
das Wählerverzeichnis ein-
legen, wenn er nicht Gefahr
laufen will, dass er sein
Wahlrecht nicht ausüben
kann.

Wahlberechtigte, die nur
auf Antrag in das Wähler-
verzeichnis eingetragen
werden und die bereits
einen Wahlschein mit Brief-
wahlunterlagen beantragt
haben, erhalten keine Wahl-
benachrichtigung.

4. Wer einen Wahlschein hat,
kann an der Wahl im Wahl-
kreis 236 Bamberg

durch Stimmabgabe in ei-
nem beliebigen Wahlraum
(Wahlbezirk) dieses Wahl-
kreises

oder
durch Briefwahl

teilnehmen.

5. Einen Wahlschein erhält auf
Antrag

5.1 eine in das Wählerverzeich-
nis eingetragene wahlbe-
rechtigte Person.

5.2 eine nicht in das Wähler-
verzeichnis eingetragene 
wahlberechtigte Person,

a) wenn sie nachweist, dass
sie ohne ihr Verschulden die
Antragsfrist auf Aufnahme
in das Wählerverzeichnis
nach § 18 Abs. 1 der Bun-
deswahlordnung (bis zum
Sonntag, 05. September
2021) oder die Einspruchs-
frist gegen das Wählerver-
zeichnis nach § 22 Abs. 1
der Bundeswahlordnung
(bis zum Freitag, 10. Sep-
tember 2021) versäumt hat,

b) wenn ihr Recht auf Teil-
nahme an der Wahl erst
nach Ablauf der Antrags-
frist nach § 18 Abs. 1 der
Bundeswahlordnung oder
der Einspruchsfrist nach §
22 Abs. 1 der Bundeswahl-
ordnung entstanden ist,

c) wenn ihr Wahlrecht im
Einspruchsverfahren festge-
stellt worden und die Fest-
stellung erst nach Abschluss
des Wählerverzeichnisses
zur Kenntnis der Stadt Bam-
berg gelangt ist.

Wahlscheine können von 
in das Wählerverzeichnis 
eingetragenen Wahlberech-
tigten bis zum Freitag, 24. 
September 2021, 18.00 
Uhr, bei der Stadt Bamberg 
mündlich, schriftlich oder 
elektronisch beantragt wer-
den.

Im Falle nachweislich plötz-
licher Erkrankung, die ein 
Aufsuchen des Wahlraumes 
nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkei-
ten möglich macht, kann 
der Antrag noch bis zum 
Wahltage, 15.00 Uhr, ge-

stellt werden.

Versichert eine wahlberech-
tigte Person glaubhaft, dass 
ihr der beantragte Wahl-
schein nicht zugegangen 
ist, kann ihr bis zum Tage 
vor der Wahl, 12.00 Uhr, 
ein neuer Wahlschein erteilt 
werden.

Nicht in das Wählerver-
zeichnis eingetragene Wahl-
berechtigte können aus den 
unter 5.2 Buchstabe a bis c 
angegebenen Gründen den 
Antrag auf Erteilung eines 
Wahlscheines noch bis 
zum Wahltage, 15.00 Uhr, 
stellen.

Wer den Antrag für eine 
andere Person stellt, muss 
durch Vorlage einer schrift-
lichen Vollmacht nachwei-
sen, dass er dazu berechtigt 
ist. Wahlberechtigte mit 
Behinderung können sich 
bei der Antragstellung der 
Hilfe einer anderen Person 
bedienen.

6. Mit dem Wahlschein erhält
die wahlberechtigte Person

- einen amtlichen Stimm-
zettel des Wahlkreises,

- einen amtlichen blauen
Stimmzettelumschlag,

- einen amtlichen, mit der
Anschrift, an die der Wahl-
brief zurückzusenden ist,
versehenen roten Wahl-
briefumschlag und

- ein Merkblatt für die Brief-
wahl.

Die Abholung von Wahl-
schein und Briefwahlun-
terlagen für einen anderen 
ist nur möglich, wenn die 
Berechtigung zur Emp-
fangnahme der Unterla-
gen durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und 
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die bevollmächtigte Person 
nicht mehr als vier Wahlbe-
rechtigte vertritt; dies hat 
sie der Stadt Bamberg 
vor Empfangnahme der 
Unterlagen schriftlich zu 
versichern. Auf Verlangen 
hat sich die bevollmächtigte 
Person auszuweisen. 
 
Eine wahlberechtigte 
Person, die des Lesens un-
kundig oder wegen einer 
Behinderung an der Abga-
be ihrer Stimme gehindert 
ist, kann sich zur Stimm-
abgabe der Hilfe einer 
anderen Person bedienen. 
Die Hilfsperson muss das 

16. Lebensjahr vollendet 
haben. Die Hilfeleistung ist 
auf technische Hilfe bei der 
Kundgabe einer von der 
wahlberechtigten Person 
selbst getroffenen und ge-
äußerten Wahlentscheidung 
beschränkt. Unzulässig ist 
eine Hilfeleistung, die unter 
missbräuchlicher Einfluss-
nahme erfolgt, die selbst-
bestimmte Willensbildung 
oder Entscheidung der 
wahlberechtigten Person 
ersetzt oder verändert oder 
wenn ein Interessenkonflikt 
der Hilfsperson besteht. 
Die Hilfsperson ist zur Ge-
heimhaltung der Kenntnisse 

verpflichtet, die sie bei der 
Hilfeleistung von der Wahl 
einer anderen Person er-
langt hat.

 Bei der Briefwahl muss die 
wählende Person den Wahl-
brief mit dem Stimmzettel 
und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die angege-
bene Stelle absenden, dass 
der Wahlbrief dort spätes-
tens am Wahltage bis 18.00 
Uhr eingeht.

 Der Wahlbrief wird inner-
halb der Bundesrepublik 
Deutschland ohne beson-
dere Versendungsform 

ausschließlich von der Deut-
schen Post AG unentgeltlich 
befördert. Er kann auch 
bei der auf dem Wahlbrief 
angegebenen Stelle abge-
geben werden.

Bamberg, 10.08.2021 
 

Andreas Starke,  
Oberbürgermeister

Bekanntmachung Jahresabschluss der Bamberger Service Betriebe (vor-
mals Entsorgungs- und Baubetrieb der Stadt Bamberg) für das Jahr 2020

Auf Empfehlung des Bau- und 
Werksenates hat der Stadtrat in 
seiner Sitzung vom 28.07.2021 
den Jahresabschluss 2020
mit einer Bilanzsumme zum 
31.12.2020 von 
155.390.160,68 EUR
und einem Jahresüberschuss 
von 1.350.376,67 EUR  
festgestellt.
Der Jahresüberschuss in Höhe 
von 1.350.376,67 EUR ist wie 
folgt zu behandeln:

•   Gewinnvortrag in Höhe von 
1.350.376,67 EUR.

Die PricewaterhouseCoopers 
GmbH Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft hat folgenden unein-
geschränkten Bestätigungsver-
merk erteilt:

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES 
UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSS-
PRÜFERS

An die Bamberger Service Be-
triebe (vormals Entsorgungs- 
und Baubetrieb der Stadt Bam-
berg), Bamberg

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG 
DES JAHRESABSCHLUSSES 
UND DES LAGEBERICHTS

Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss 
der Bamberger Service Betriebe 
(vormals Entsorgungs- und 
Baubetriebs der Stadt Bam-
berg), Bamberg, 
– bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2020 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Wirtschaftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2020 sowie den Anhang, 
einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden – geprüft.
 
Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht der Bamberger 
Service Betriebe (vormals Ent-
sorgungs- und Baubetriebs 
der Stadt Bamberg) für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2020 
geprüft.

Nach unserer Beurteilung auf-
grund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse

•  entspricht der beigefügte 
Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen 
den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens- und 
Finanzlage des Eigenbetriebs 
zum 31. Dezember 2020 
sowie seiner Ertragslage für 
das Wirtschaftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2020 und

•  vermittelt der beigefügte 
Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebs. In 
allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in 
Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschrif-
ten und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 
1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen 
Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des 
Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungs-
urteile
Wir haben unsere Prüfung des 
Jahresabschlusses und des La-
geberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB und Artikel 
107 Abs. 3 GO Bay und § 25 
Abs. 2 Satz 3 EBV Bay unter 
Beachtung der vom Institut der 

Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen 
ist im Abschnitt „Verantwor-
tung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts“ 
unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. 
Wir sind von dem Unterneh-
men unabhängig in Überein-
stimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufs-
rechtlichen Vorschriften und 
haben unsere sonstigen deut-
schen Berufspflichten in Über-
einstimmung mit diesen Anfor-
derungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht 
zu dienen.

Verantwortung der gesetz-
lichen Vertreter für den 
Jahresabschluss und den La-
gebericht
Die gesetzlichen Vertreter sind 
verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, 
der den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften in 
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allen wesentlichen Belangen 
entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Eigenbetriebs 
vermittelt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwort-
lich für die internen Kontrollen, 
die sie in Übereinstimmung mit 
den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung 
als notwendig bestimmt ha-
ben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen 
– beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten – falschen Darstel-
lungen ist.

Bei der Aufstellung des Jah-
resabschlusses sind die ge-
setzlichen Vertreter dafür ver-
antwortlich, die Fähigkeit des 
Eigenbetriebs zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben 
sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang 
mit der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber 
hinaus sind sie dafür verant-
wortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu bilanzieren, 
sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, 
der insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Eigen-
betriebs vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss in 
Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnah-
men (Systeme), die sie als not-
wendig erachtet haben, um die 
Aufstellung eines Lageberichts 
in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen 
gesetzlichen Vorschriften zu er-
möglichen, und um ausreichen-

de geeignete Nachweise für 
die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können.

Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hin-
reichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahres-
abschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage 
des Eigenbetriebs vermittelt 
sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkennt-
nissen in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt, sowie einen 
Bestätigungsvermerk zu ertei-
len, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein 
hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und Artikel 107 Abs. 3 GO 
Bay und § 25 Abs. 2 Satz 3 EBV 
Bay unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführ-
te Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtig-
keiten resultieren und werden 
als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwar-
tet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahres-
abschlusses und Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen 
Entscheidungen von Adressa-
ten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir 
pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus

•   identifizieren und beurteilen 
wir die Risiken wesentli-
cher – beabsichtigter oder 

unbeabsichtigter – falscher 
Darstellungen im Jahres-
abschluss und im Lagebe-
richt, planen und führen 
Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prü-
fungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche 
falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstö-
ße betrügerisches Zusam-
menwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständig-
keiten, irreführende Darstel-
lungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen 
beinhalten können.

 
• gewinnen wir ein Verständ-

nis von dem für die Prüfung 
des Jahresabschlusses rele-
vanten internen Kontrollsys-
tem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten 
Vorkehrungen und Maßnah-
men, um Prüfungshandlun-
gen zu planen, die unter 
den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prü-
fungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme des Eigenbe-
triebs abzugeben.

• beurteilen wir die Ange-
messenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie 
die Vertretbarkeit der von 
den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben.

• ziehen wir Schlussfolgerun-
gen über die Angemessen-
heit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewand-
ten Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit 
sowie, auf der Grundlage 
der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammen-
hang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit des Eigenbetriebs 
zur Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, 
im Bestätigungsvermerk auf 
die dazugehörigen Angaben 
im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu 
machen oder, falls diese An-
gaben unangemessen sind, 
unser jeweiliges Prüfungs-
urteil zu modifizieren. Wir 
ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks er-
langten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können je-
doch dazu führen, dass der 
Eigenbetrieb seine Unter-
nehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann.

• beurteilen wir die Gesamt-
darstellung, den Aufbau 
und den Inhalt des Jahresab-
schlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde 
liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Eigenbetriebs 
vermittelt.

• beurteilen wir den Einklang 
des Lageberichts mit dem 
Jahresabschluss, seine Ge-
setzesentsprechung und das 
von ihm vermittelte Bild von 
der Lage des Eigenbetriebs.

• führen wir Prüfungshand-
lungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern 
dargestellten zukunftsori-
entierten Angaben im La-
gebericht durch. Auf Basis 
ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollzie-
hen wir dabei insbesondere 
die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzli-
chen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen 
Annahmen nach und be-
urteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorien-
tierten Angaben aus diesen 
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Annahmen. Ein eigenstän-
diges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares 
Risiko, dass künftige Ereig-
nisse wesentlich von den zu-
kunftsorientierten Angaben 
abweichen.

Wir erörtern mit den für die 
Überwachung Verantwortlichen 
unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame 
Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im 
internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung 
feststellen.

SONSTIGE GESETZLICHE UND 
ANDERE RECHTLICHE ANFOR-
DERUNGEN

Vermerk über die Prüfung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Eigenbetriebs nach § 25 
Abs. 2 Satz 3 EBV Bay
Wir haben uns mit den wirt-
schaftlichen Verhältnisse des 
Eigenbetriebs i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG im Wirtschaftsjahr 
vom 1. Januar bis zum 31. De-
zember 2020 befasst. Gemäß 
§ 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV Bay 
haben wir in dem Bestätigungs- 
vermerk auf unsere Tätigkeit 
einzugehen.

Auf Basis unserer durchgeführ-
ten Tätigkeiten sind wir zu der 
Auffassung gelangt, dass uns 
keine Sachverhalte bekannt ge-
worden sind, die zu wesentli-
chen Beanstandungen der wirt-
schaftlichen Verhältnisse des 
Eigenbetriebs Anlass geben.

Die gesetzlichen Vertreter sind 
verantwortlich für die wirt-
schaftlichen Verhältnisse des 

Eigenbetriebs sowie für die 
Vorkehrungen und Maßnah-
men (Systeme), die sie dafür als 
notwendig erachtet haben.

Unsere Tätigkeit haben wir ent-
sprechend dem IDW Prüfungs-
standard: Berichterstattung 
über die Erweiterung der Ab-
schlussprüfung nach § 53 HGrG 
(IDW PS 720), Fragenkreise 11 
bis 16, durchgeführt.

Unsere Verantwortung nach 
diesen Grundsätzen ist es, an-
hand der Beantwortung der 
Fragen der Fragenkreise 11 bis 
16 zu würdigen, ob die wirt-
schaftlichen Verhältnisse zu 
wesentlichen Beanstandungen 
Anlass geben. Dabei ist es nicht 
Aufgabe des Abschlussprüfers, 
die sachliche Zweckmäßigkeit 
der Entscheidungen der gesetz-
lichen Vertreter und die Ge-
schäftspolitik zu beurteilen.

Nürnberg, den 7. Juni 2021
PricewaterhouseCoopers GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft

Kerstin Krauß
Wirtschaftsprüferin 

ppa. Katrin Bock
Wirtschaftsprüferin“

Der Jahresabschluss liegt vom 
30.09.2021 bis 10.09.2021 in 
den Bamberger Service Betrie-
ben, Zimmer 309, Margare-
tendamm 40, zu den üblichen 
Bürozeiten öffentlich aus. Auf-
grund der Corona-Pandemie ist 
eine Einsichtnahme nur nach 
telefonischer Terminverein-
barung unter 0951 / 87-7010 
möglich.

Bamberg, 27. September 2021

Bamberger Service Betriebe

Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Zweckverbandes Gymnasien 
Stadt und Landkreis Bamberg für das Haushaltsjahr 2021

Es wird darauf hingewiesen, dass die Haushaltssatzung des Zweckverbandes Gymnasien Stadt und Landkreis Bamberg für das Haus-
haltsjahr 2021 im Oberfränkischen Amtsblatt Nr. 13/2021 auf Seite 157 amtlich bekanntgegeben wurde.

Stadt Bamberg, 17.08.2021
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Bekanntmachung Neubenennungen von Straßen und Plätzen in Bamberg-
Ost im Bereich des sog. „Lagarde-Campus“

Der Stadtrat hat in seiner 
Sitzung am 28.07.2021 neue 
Namen für die farbig mar-
kierten Straßen und Plätze 
beschlossen:

Planstraße 1 (rot markiert)
„Ellen-Ammann-Straße“

Planstraße 2 (dunkelrot mar-
kiert)
„Rosa-Kempf-Straße“

Planstraße 3 (pink markiert)
„Johannes-Hoffmann-Straße“

Planstraße 4 (blau markiert)
„Lorenz-Krapp-Straße“

Planstraße 5 (hellgrün mar-
kiert)
„Theodor-Mathieu-Straße“

Planstraße 6 (dunkelgrün 
markiert)
„Marie-Juchacz-Straße“

Planstraße 7 (rosa markiert)
„Rosa-Parks-Straße“

Planstraße 8 (gelb markiert)
„Helene-Weber-Straße“

Planstraße 9 (orange-rot 
schraffiert)
„Frieda-Nadig-Straße“

Platz 1: 
„Platz der Menschenrechte“

Platz 2:
„Willy-Brandt-Platz“

Platz 3:
„Bertha-von-Suttner-Platz“

STADT BAMBERG
27.08.2021
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Bekanntmachung Straßenneubenennung im Stadtteil Wildensorg –  
Bebauungsplan W6B

Der Stadtrat hat in seiner Sit-
zung am 28.07.2021 neue Stra-
ßennamen beschlossen:

Planstraße A (blau markiert)
„Am Thoranger“

Planstraße B (rot markiert)
„Am Wildensorger Holz“

Die Bezeichnung „Schlagfeld-
weg“ wird auch für die beiden 
Stichwege als Verlängerung der 
Straße über die Wendeplatte 
hinaus (gelb markiert) über-
nommen.

STADT BAMBERG
27.08.2021
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Bekanntmachung Bebauungsplan Nr. 208 F
für den Bereich Laubanger 14 und 14a „Laubanger-Einkaufs-Zentrum – LEZ“  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan
Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13 a Baugesetzbuch (BauGB)
Teilweise Änderung des Bebauungsplanes Nr. 208 C  
- Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB - Frühzeitige Beteiligung 
der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB

Aufstellungsbeschluss

Der Bau- und Werksenat der 
Stadt Bamberg hat in seiner Sit-
zung vom 07.07.2021 die Auf-
stellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes Nr. 208 
F für den Bereich Laubanger 14 
und 14a „Laubanger-Einkaufs-
Zentrum – LEZ“ gemäß § 2 Abs. 
1 BauGB beschlossen. 

Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB 
wird hiermit der Beschluss zur 
Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 208 F ortsüblich be-
kannt gemacht.

Der räumliche Geltungsbereich 
für den Bebauungsplan ist aus 
dem beigefügten Lageplan 
ersichtlich. Der Planausschnitt 
ist Bestandteil dieser Bekannt-
machung.

Ziel der Planung

Das Fachmarktzentrum (FMZ) 
am Laubanger gegenüber dem 
OBI-Baumarkt an der Stadt-
grenze zu den Handels- und 
Gewerbeflächen des Lauban-
gers auf Hallstadter Stadtgebiet 
steht seit geraumer Zeit weit-
gehend leer.

Der Eigentümer will einen, 
durch abnehmende Nutzungs-
dichte und Nutzungsqualität 
befürchteten Trading-Down-
Prozess unterbinden und den 
sowohl in Kubatur, Architektur 
und baulicher Ausgestaltung 
nicht mehr den heutigen und 
zukünftigen Anforderungen an 
einen modernen Einzelhandels-
standort genügenden Bestand 
neu ausrichten und aufwerten.

Ausschlaggebend für die Pla-

nung ist die Wiedernutzbar-
machung des weitgehend leer-
stehenden Bestandes um eine 
städtebauliche Fehlentwicklung 
zu korrigieren und neue Pers-
pektiven für zukünftige Nutzer 
aufzuzeigen und somit einen 
voll erschlossenen Einzelhan-
delsstandort im Bamberger 
Norden neu zu beleben.

Angedacht ist eine Revitalisie-
rung des Objektes mit neuen 
Läden, der Integrierung eines 
Lebensmittelmarktes sowie 
die Sicherung der über den 
bereits rechtswirksamen Be-
bauungsplan formulierten 
Ziele. Daneben soll für den 
südlichen Teil eine neuerliche 
planungsrechtliche Sicherung 
erreicht werden. Dabei wird 
bestimmt, den südlichen Be-
stand des Geltungsbereiches 

und seiner angegliederten 
Freiflächen im Rahmen eines 
Angebotsbebauungsplanes 
zu behandeln, den nördlichen 
Teilbereich einschließlich der 
Parkierungsanlagen in seiner 
planungsrechtlichen Sicherung 
über einen vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan mit Vorhaben- 
und Erschließungsplan und Ab-
schluss eines Durchführungs-
vertrages zu fixieren.

Das „Laubanger Einkaufszen-
trum LEZ“ mit beiden Gebäu-
dekomplexen soll in seiner 
Funktion als Einzelhandelss-
tandort fortentwickelt werden. 
Es ist die Ausweisung eines 
Sonstigen Sondergebietes mit 
der Zweckbestimmung „groß-
flächiger Einzelhandelsbetrieb“ 
vorgesehen.

Der Bebauungsplan wird für 
den Bereich des Gebäudes 
Laubanger 14a (ehemaliges 
Fachmarktzentrum) sowie die 
angrenzenden Parkplatzflächen 
bis an die Gebäudekante Lau-
banger 14 (OBI-Markt) als vor-
habenbezogener Bebauungs-
plan gemäß § 12 BauGB aufge-
stellt. Für den weiteren Umgriff 
um das Gebäude Laubanger 
14 wird der Bebauungsplan 
als Angebots-Bebauungsplan 
aufgestellt.

Für den Gesamtumgriff findet 
§ 13a BauGB (Bebauungsplan 
der Innenentwicklung) Anwen-
dung, wobei auf die Erarbei-
tung eines Umweltberichtes 
verzichtet werden kann. Wegen 
der Veränderung der sorti-
mentsbezogenen Festsetzun-
gen und des damit verbunde-

7209

14a

14
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nen Abstimmungsbedarfs wird 
im Interesse einer umfassenden 
und ausgewogenen Berück-
sichtigung möglichst aller Be-
lange auf die Reduzierung der 
Verfahrenslänge gemäß § 13 a 
Abs. 2 Nr. 1 BauGB verzichtet. 
Das Bebauungsplanverfahren 
wird somit mit zwei Beteili-
gungsschritten durchgeführt.

Frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 
1 BauGB

Der Bau- und Werksenat der 
Stadt Bamberg hat in seiner 
Sitzung vom 07.07.2021 das 
Konzept des Bebauungspla-
nes Nr. 208 F gebilligt und die 
Durchführung der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB be-
schlossen.

Die frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit an der Bauleitpla-

nung in Form eines Aushanges 
(Unterrichtung) mit Gelegen-
heit zur Äußerung und Erörte-
rung findet in der Zeit von

Montag, 30. August 2021
bis einschließlich
Freitag, 01. Oktober 2021

beim Stadtplanungsamt der 
Stadt Bamberg, Untere Sand-
straße 34, von Montag mit 
Donnerstag in der Zeit von 8.00 
Uhr bis 17.00 Uhr, Freitag von 
8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, statt. 
Für etwaige persönliche Erläu-
terungen durch Mitarbeiter des 
Stadtplanungsamtes bitten wir 
um eine Terminabsprache unter 
der Tel. Nr. 0951/871621. Die 
Beratung kann sowohl persön-
lich, telefonisch oder digital 
erfolgen.

Die Planunterlagen zum Bebau-
ungsplan mit Begründung nach 
§ 9 Abs. 8 BauGB, aus denen 
sich die Öffentlichkeit unter-

richten kann, können dort an 
den Anschlagtafeln eingesehen 
werden.

An umweltbezogenen Infor-
mationen liegen keine über die 
Begründung hinausgehenden 
Informationen vor.
Stellungnahmen können wäh-
rend der o.g. Frist abgegeben 
werden. Diese werden über-
prüft und fließen in das weitere 
Bauleitplanverfahren ein. Eine 
Entscheidung zu den Stellung-
nahmen wird durch den zu-
ständigen Senat des Stadtrats 
getroffen.

Gegebenenfalls im Bebauungs-
plan aufgeführte DIN-Normen 
können im Stadtplanungsamt 
Bamberg, Untere Sandstraße 
34, 96049 Bamberg, zu den 
oben genannten Zeiten einge-
sehen werden.

Hinweise:

- Die Planunterlagen zum 
Bebauungsplanverfahren 
können während der o.g. 
Frist auch als zusätzliche 
Informationsmöglichkeit im 
Internet unter www.stadt-
planungsamt.bamberg.de 
unter dem Titel „Öffentlich-
keitsbeteiligungen“ eingese-
hen werden.

- Ein ständig nutzbarer bar-
rierefreier Zugang ist nicht 
gegeben. Besucher die auf 
einen barrierefreien Zugang 
angewiesen sind, werden 
um eine Terminvereinbarung 
unter der Tel.Nr. 0951/87-
1621 gebeten.

Bamberg, 20.08.2021
STADT BAMBERG

Bekanntmachung Allgemeinverfügung nach § 6 Abs. 10 Satz 1 Düngever-
ordnung; Vollzug der Verordnung über die Anwendung von Düngemit-
teln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und Pflanzenhilfsmitteln nach 
den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis beim Düngen

vom 26. Mai 2017 (BGBl. I 
S.1305), die durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 28. April 2020 
(BGBl. I S. 846) geändert wor-
den ist.
 
Für die Bayerische Landesan-
stalt für Landwirtschaft erlässt 
das Amt für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten Bay-
reuth-Münchberg – Sachgebiet 
L2.3P – Landnutzung gemäß § 
6 Abs. 10 Satz 1 Düngeverord-
nung folgende Allgemeinver-
fügung:

Die Sperrfrist für die Ausbrin-
gung von Düngemitteln mit 
wesentlichen Gehalten an 
Stickstoff, ausgenommen Fest-
mist von Huftieren oder Klau-
entieren oder Komposte, wird 
abweichend von 

§ 6 Abs. 8 Satz 1 Nr. 2 Dünge-
verordnung

auf Grünland, Dauergrünland 
und Ackerland mit mehrjäh-
rigem Feldfutterbau bei einer 
Aussaat bis zum Ablauf des 
15. Mai 2021

wie folgt verschoben: 

für den Regierungsbezirk 
Oberfranken

auf Flächen, die nicht durch § 
1 Abs. 1 der Ausführungsver-
ordnung der Düngeverordnung 
(AVDüV) vom 22.12.2020 als 
mit Nitrat belastet ausgewiesen 
wurden: 

vom 15. November 2021 bis 
einschließlich 14. Februar 2022

auf Flächen, die durch § 1 Abs. 
1 der Ausführungsverordnung 
der Düngeverordnung (AVDüV) 
vom 22.12.2020 als mit Nitrat 
belastet ausgewiesen wurden 
(auf sogenannten „roten Flä-
chen“): 

vom 15. Oktober 2021 bis  
einschließlich 14. Februar 2022

Im Übrigen bleiben die Bestim-
mungen der Düngeverordnung 
unberührt. Dies gilt insbeson-
dere für das Verbot, Düngemit-
tel auf überschwemmten, was-
sergesättigten, gefrorenen oder 
mit Schnee bedeckten Boden 
auszubringen; sowie für die 
Einhaltung des N-Obergrenzen.

Die Sperrfristen, die für die Flä-
chen in Wasserschutzgebieten 

in der jeweils gültigen Fassung 
der Wasserschutzgebietsver-
ordnung vorgegeben sind, sind 
weiter zu beachten.

Amt für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten Bayreuth-
Münchberg

- Sachgebiet L2.3P -

Bayreuth, den 25.08.2021
Ernst, LD
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Ausschreibungen städtischer Arbeiten, Lieferungen und Dienstleistungen
Referat bzw. Amt Kennziffer Gegenstand und Umfang der Leistung oder Lieferung Bemerkungen

Bürgerspitalstiftung 
Bamberg vertreten durch 
Stadt Bamberg/FB 6A 
Zentrale Beschaffungs- 
und Vergabestelle Untere 
Sandstraße 34, 96049 
Bamberg

Offenes Verfahren nach VOB/A EU

Sanierung der ehemaligen Klosteranlage St. Michael 

Ort: Michaelsberg 10, 96049 Bamberg

6A-232-040/2021
Konventbau Gerüstarbeiten Dekontamination
Submission: 14.09.2021 09.00 Uhr

6A-232-042/2021
Konventbau Dekontaminations- und Rückbauarbeiten
Submission: 14.09.2021 – 11.00 Uhr

Papierangebote oder Angebote in email-Form wer-
den nicht gewertet.

Ausschreibungsunterlagen nur in elek- 
tronischer Form unter dem Link:

http://www.deutsche-everga-be.de/
dashboards/dashboard_off/efc65ab8-
0108-4194-824d-4e703e9f431d

http://www.deutsche-everga-be.de/
dashbaords/dashboard_off/bb3ef71b-
2355-47fc-ba33-98ed548a2e2b

Eingang der Angebote nur in digitaler 
Form über die Vergabeplattform  
„aufträge.bayern.de“

Referat bzw Amt Kennziffer Gegenstand und Umfang der Leistung oder Lieferung Bemerkungen

Stadt Bamberg
FB 6A/Zentrale Beschaffungs- 
und Vergabestelle, in 
Vertretung der IGZ Bamberg 
GmbH, Untere Sandstraße 34, 
96049 Bamberg

Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A

Neubau eines digitalen Gründerzentrums in 
Bamberg
Zimmererarbeiten V – Vordächer
Ort: Zollnerstraße, 96052 Bamberg

Az.: 6A-DGZ-3234

Ausführung: 08.10.2021 - 19.10.2021

Submission: 09.09.2021 – 11:00 Uhr

Eine losweise Vergabe ist nicht vorgesehen. 
Nebenangebote sind nicht zugelassen.

Ausschreibungsunterlagen nur in 
elektronischer Form können über die 
Vergabeplattform  
www.auftraege.bayern.de 
mit nachfolgendem Link heruntergela-
den werden.

https://www.deutsche-evergabe.de/
dashboards/dashboard_off/d62a7f62-
8d72-4a9e-aabd-2ef75d5cf8fd

Eingang der Angebote nur in digitaler 
Form über die Vergabeplattform mög-
lich.

Papierangebote oder Angebote in 
email-Form werden von der Wertung 
ausgeschlossen.

Die Abgabe der Ausschreibungsunter-
lagen erfolgt kostenfrei.
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Zwingend erforderlich sind aber eine vorhe-
rige Terminvereinbarung sowie das Tragen 
eines FFP2-Maske. Die Stadtverwaltung bittet 
alle Bürgerinnen und Bürger um Verständnis, 
dass diese Schutzmaßnahmen auch weiterhin 
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Zutritt, die Maskenpflicht und die Einhaltung 
der Hygienevorschriften überwachen. Das 
Rathaus am Maxplatz kann weiterhin nur 
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einzeln wahrzunehmen. Gerne hilft auch die 
Telefonvermittlung unter 0951/87-0 weiter.
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Arbeiten im Bereich des Bahnhofs Bamberg – Verlängerung 
der Bahnsteige 2 und 4  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass in der Zeit vom 27. August bis 24. Septem-
ber 2021 nachfolgende Bauarbeiten zur Verlängerung der Bahnsteige 2 und 4 im Bahnhof Bam-
berg durchgeführt werden:  
 
  Erdaushub / Bodenaustausch  
 Einbau von Betonfertigteilen zur Bahnsteigverlängerung 
 Versetzen von 2 Signalen 
 Ausrüstungsarbeiten (Beleuchtung, Lautsprecher) auf den verlängerten Bahnsteigen  
 
Zum Einsatz kommen u.a. Zweiwegebagger und ein Rammgerät für Signalgründungen. 
Zur Minimierung der Auswirkungen auf den Bahnbetrieb werden die Arbeiten auch in der Nacht 
durchgeführt. Dabei kann es zu Lärmbelästigungen sowie zu kurzfristigen Verschmutzungen der  
Fahrbahnen im Bereich der Baustellenzufahrten in der Brennerstraße und der Ludwigstraße 
kommen.  
Wir werden die von den Bauarbeiten ausgehenden Störungen so gering wie möglich halten. 
Trotzdem lassen sich Beeinträchtigungen nicht gänzlich ausschließen. Dafür bitten wir um Ver-
ständnis.  
 
Eine Genehmigung für diese Arbeiten wurde durch die zuständigen Behörden erteilt. 
 
Ansprechpartner zu diesen Bauarbeiten erreichen Sie unter folgenden Telefonnummern:  
Leonhard Weiss GmbH & Co. KG  0151-44065956 oder 01523-7456031  
DB Engineering & Consulting GmbH  0151-42620209 (Bauüberwachung)  
 
Ihre Deutsche Bahn 
 
Bamberg, August 2021 
 

Anwohnerinformation 
zu Bauarbeiten 
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